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A. Bekanntmachungen des Landkrei-
ses Emsland 

 
252 Jahresabschluss der Deula Freren GmbH 

für das Geschäftsjahr 2019 
 
Die Gesellschafterversammlung der Deula Freren GmbH hat in 
ihrer Sitzung am 09.06.2020 den Jahresabschluss für das Ge-
schäftsjahr 2019 festgestellt und der Geschäftsführung Entlastung 
erteilt. 
 
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresfehlbetrag 2019 auf 
das Jahr 2020 vorzutragen.  
 
Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Gehring & Kollegen GmbH“ in Lingen gem.  
§§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rechnungsprü-
fungsamt. Es wurde mit Datum vom 20.04.2020 ein uneinge-
schränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO. 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede- 
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden. 
 
 Meppen, 08.07.2020 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 
Burgdorf 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
253 Jahresabschluss der Emsländischen Ei-

senbahn GmbH für das Geschäftsjahr 2019 
 
Die Gesellschafterversammlung der Emsländischen Eisenbahn 
GmbH hat in ihrer Sitzung am 04.06.2020 den Jahresabschluss 
für das Geschäftsjahr 2019 festgestellt und der Geschäftsführung 
Entlastung erteilt. 
 
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresüberschuss 2019 auf 
das Jahr 2020 vorzutragen. 
 
Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Gehring & Kollegen GmbH“ in Lingen gem.  
§§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rechnungsprü-
fungsamt. Es wurde mit Datum vom 07.05.2020 ein uneinge-
schränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO. 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede- 
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden. 
 
 Meppen, 08.07.2020 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 
Burgdorf 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
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254 Jahresabschluss der Emsländischen Geflü-
gelfleischuntersuchungs-GmbH für das Ge-
schäftsjahr 2019 

 
Die Gesellschafterversammlung der Emsländischen Geflügelflei-
schuntersuchungs-GmbH hat in ihrer Sitzung am 08.06.2020 den 
Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2019 festgestellt und der 
Geschäftsführung Entlastung erteilt. 
 
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresüberschuss 2019 auf 
das Jahr 2020 vorzutragen. 
 
Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Volbers Vehmeyer Kollegen GmbH“ in Lingen 
gem. §§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rech-
nungsprüfungsamt. Es wurde mit Datum vom 25.03.2020 ein un-
eingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO. 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede- 
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden. 
 
 Meppen, 08.07.2020 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 

Burgdorf 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
255 Jahresabschluss der Emsländische Ser-

vice- und Beschäftigungs-Agentur ESBA 
GmbH für das Geschäftsjahr 2019  

 
Die Gesellschafterversammlung der Emsländische Service- und 
Beschäftigungs-Agentur ESBA GmbH hat in ihrer Sitzung am 
12.06.2020 den Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2019 fest-
gestellt und der Geschäftsführung Entlastung erteilt. 
 
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresfehlbetrag 2019 auf 
das Jahr 2020 vorzutragen. 
 
Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Volbers Vehmeyer Kollegen GmbH“ in Lingen 
gem. §§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rech-
nungsprüfungsamt. Es wurde mit Datum vom 20.05.2020 ein un-
eingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO. 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede- 
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden. 
 
 Meppen, 08.07.2020 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 

Burgdorf 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 

256 Jahresabschluss der Gesellschaft zur För-
derung des Emsland Tourismus mbH für 
das Geschäftsjahr 2019 

 
Die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft zur Förderung 
des Emsland Tourismus mbH hat in ihrer Sitzung am 25.05.2020 
den Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2019 festgestellt und 
der Geschäftsführung Entlastung erteilt. 
 
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresfehlbetrag 2019 durch 
Entnahme aus der Kapitalrücklage auszugleichen. 
 
Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Volbers Vehmeyer Kollegen GmbH“ in Lingen 
gem. §§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rech-
nungsprüfungsamt. Es wurde mit Datum vom 11.05.2020 ein un-
eingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO. 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede- 
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden. 
 
 Meppen, 08.07.2020 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 
Burgdorf 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
257 Jahresabschluss der IT-Dienstleistungs-

gesellschaft mbH Emsland für das Ge-
schäftsjahr 2019 

 
Die Gesellschafterversammlung der IT-Dienstleistungsgesell-
schaft mbH hat in ihrer Sitzung am 28.05.2020 den Jahresab-
schluss für das Geschäftsjahr 2019 festgestellt und der Ge-
schäftsführung Entlastung erteilt. 
 
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresüberschuss 2019 auf 
das Jahr 2020 vorzutragen. 
 
Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Gehring & Kollegen GmbH“ in Lingen. Es 
wurde mit Datum vom 31.03.2020 ein uneingeschränkter Bestäti-
gungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Lingen hatte keine ergän-
zenden Feststellungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO. 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede- 
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden. 
 
 Meppen, 08.07.2020 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 
Burgdorf 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
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258 Jahresabschluss der Meilenstein Weiterbil-
dungsgesellschaft für Ärztinnen und Ärzte 
im Landkreis Emsland gGmbH für das Ge-
schäftsjahr 2019 

 
Die Gesellschafterversammlung der Meilenstein Weiterbildungs-
gesellschaft für Ärztinnen und Ärzte im Landkreis Emsland 
gGmbH hat im Umlaufverfahren den Jahresabschluss für das Ge-
schäftsjahr 2019 festgestellt und der Geschäftsführung Entlastung 
erteilt. 
 
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresfehlbetrag 2019 auf 
das Jahr 2020 vorzutragen. 
 
Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Gehring & Kollegen GmbH“ in Lingen gem.  
§§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rechnungsprü-
fungsamt. Es wurde mit Datum vom 08.05.2020 ein uneinge-
schränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO. 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede- 
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden. 
 
 Meppen, 08.07.2020 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 

Burgdorf 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

B. Bekanntmachungen der Städte, Ge-
meinden und Samtgemeinden 

 
259 Bekanntmachung über das Inkrafttreten 

des Bebauungsplanes Nr. 14 „Südende“ 
der Gemeinde Dersum gem. § 13 b Bauge-
setzbuch (BauGB) mit gleichzeitiger Be-
richtigung des Flächennutzungsplanes 

 
Der vom Rat der Gemeinde Dersum am 28.05.2020 als Satzung 
beschlossene o. g. Bebauungsplan Nr. 14 „Südende“ mit gleich-
zeitiger Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan gemäß  
§ 10 BauGB rechtsverbindlich geworden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sowie 
die Berichtigung des Flächennutzungsplanes sind in den nachste-
henden Übersichtsplänen kenntlich gemacht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan einschließlich Begründung und Anlagen kön-
nen während der Sprechstunden im Rathaus der Samtgemeinde 
Dörpen, Hauptstraße 25, Zimmer 408, von jedermann eingesehen 
werden und über dessen Inhalt Auskunft verlangt werden. 
 
Die endgültigen Planunterlagen können auch auf der Homepage 
der Samtgemeinde Dörpen unter der Rubrik Planen, Bauen, Woh-
nen, Bauleitverfahren, rechtsverbindliche Bebauungspläne der 
Gemeinde Dersum eingesehen werden.  
 
Die Sprechstunden der Samtgemeindeverwaltung sind wie folgt 
festgesetzt: 
 
Montag  
und Dienstag  8.00 Uhr bis 12.30 Uhr  14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

Mittwoch 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

Donnerstag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr  14.00 Uhr bis 17.45 Uhr 

Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und 
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel in der Abwägung sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung der o.g. Verfahrens- 
und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Gemeinde Lehe geltend gemacht worden sind. Bei der 
Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, darzulegen. 
 
 Dersum, 10.07.2020 
 
GEMEINDE DERSUM 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
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260 Bekanntmachung über das Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes Nr. 84 „Westlich 
Wittefehnstraße“ der Gemeinde Dörpen 

 
Der vom Rat der Gemeinde Dörpen am 25.06.2020 als Satzung 
beschlossene o. g. Bebauungsplan Nr. 84 „Westlich Wittefehn-
straße“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan gemäß § 10 
BauGB rechtsverbindlich geworden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist in 
dem nachstehenden Übersichtsplan kenntlich gemacht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan und die Begründung können während der 
Sprechstunden im Rathaus der Samtgemeinde Dörpen, Haupt-
straße 25, Zimmer 408/409, 26892 Dörpen, von jedermann einge-
sehen werden und über dessen Inhalt Auskunft verlangt werden. 
 
Die endgültigen Planunterlagen können auch auf der Homepage 
der Samtgemeinde Dörpen unter der Rubrik Planen, Bauen, Woh-
nen, Bauleitverfahren, rechtsverbindliche Bebauungspläne der 
Gemeinde Dörpen eingesehen werden.  
 
Die Sprechstunden der Samtgemeindeverwaltung sind wie folgt 
festgesetzt: 
 
Montag  
und Dienstag  8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

Mittwoch 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

Donnerstag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr  14.00 Uhr bis 17.45 Uhr 

Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und 
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel in der Abwägung sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung der o.g. Verfahrens- 
und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Gemeinde Dörpen geltend gemacht worden sind. Bei der 
Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, darzulegen. 
 
 Dörpen, 10.07.2020 
 
GEMEINDE DÖRPEN 
Der Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 

261 Bekanntmachung über das Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes Nr. 88 „Erweiterung 
des Rathauses“ der Gemeinde Dörpen gem. 
§ 13 a Baugesetzbuch (BauGB)  

 
Der vom Rat der Gemeinde Dörpen am 25.06.2020 als Satzung 
beschlossene o. g. Bebauungsplan Nr. 88 „Erweiterung des Rat-
hauses“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan gemäß § 10 
BauGB rechtsverbindlich geworden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist in 
dem nachstehenden Übersichtsplan kenntlich gemacht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan und die Begründung können während der 
Sprechstunden im Rathaus der Samtgemeinde Dörpen, Haupt-
straße 25, Zimmer 408, 26892 Dörpen, von jedermann eingese-
hen werden und über dessen Inhalt Auskunft verlangt werden. 
 
Die endgültigen Planunterlagen können auch auf der Homepage 
der Samtgemeinde Dörpen unter der Rubrik Planen, Bauen, Woh-
nen, Bauleitverfahren, rechtsverbindliche Bebauungspläne der 
Gemeinde Dörpen eingesehen werden.  
 
Die Sprechstunden der Samtgemeindeverwaltung sind wie folgt 
festgesetzt: 
 
Montag  
und Dienstag  8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

Mittwoch 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

Donnerstag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr  14.00 Uhr bis 17.45 Uhr 

Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und 
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel in der Abwägung sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung der o.g. Verfahrens- 
und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Gemeinde Dörpen geltend gemacht worden sind. Bei der 
Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, darzulegen. 
 
 Dörpen, 07.07.2020 
 
GEMEINDE DÖRPEN 
Der Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
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262 Bekanntmachung der Gemeinde Esterwe-
gen; 1. Änderung des Bebauungsplanes  
Nr. 59 „Am Heuweg-Erweiterung, Teil 2“ 
einschl. der örtlichen Bauvorschriften 

 
Der Rat der Gemeinde Esterwegen hat in seiner Sitzung am 
23.Juni 2020 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) den 
Bebauungsplan Nr. 59 „Am Heuweg-Erweiterung, Teil 2“ einschl. 
der örtlichen Bauvorschriften nebst Begründung als Satzung be-
schlossen. 
  
Mit der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt des 
Landkreises Emsland wird der Bebauungsplan Nr. 59 „Am Heu-
weg-Erweiterung, Teil 2“ nebst Begründung rechtskräftig. 
 
Bei dieser Planaufstellung handelt es sich um die Ergänzung der 
örtlichen Bauvorschriften. Um Fehlentwicklungen zu vermeiden 
und die im Plangebiet entstandenen, gestalterischen Strukturen 
entlang der öffentlichen Verkehrsflächen zu sichern, sollen im vor-
liegenden Gebiet die Art und Höhe der Grundstückseinfriedungen 
zum Straßenraum hin zukünftig angepasst werden.  
 
Der Bebauungsplan Nr. 59 „Am Heuweg-Erweiterung, Teil 2“ ein-
schließlich der Begründung und zusammenfassender Erklärung 
kann gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) ab sofort wäh-
rend der Dienststunden im Rathaus – Bauverwaltung –, Post- 
straße 13, Zimmer 109, in Esterwegen, von jedermann eingese-
hen werden und über seinen Inhalt Auskunft erhalten.  
 
Da das Rathaus in Esterwegen aufgrund der Corona-Krise für den 
Publikumsverkehr eingeschränkt werden musste, können die Un-
terlagen nur mit vorheriger telefonischer Terminabsprache unter 
05955/200-0 eingesehen werden. 
 
Aufgrund der aktuellen Hygienevorschriften darf der Auslegungs-
raum nur einzeln betreten werden. Die o.g. Öffnungszeiten blei-
ben weiterhin unberührt.  
 
Die 1. Änderung zum Bebauungsplan ist ergänzend auch im In-
ternet unter der Adresse www.esterwegen.de unter der Rubrik 
Bauleitpläne/Bebauungspläne (rechtskräftig) verfügbar sowie zu-
sätzlich über das Internetportal des Landes Niedersachsen über 
den Link https://uvp.niedersachsen.de aufrufbar. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen bei nicht fristgerechter Geltendmachung 
wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
sowie § 214 Abs. 2a BauGB bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächen-nutzungsplanes und nach  
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel der Abwägung 
dann unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahren seit 
Bekanntmachung dieses Bebauungsplanes schriftlich gegenüber 
der Gemeinde Esterwegen unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
 Esterwegen 24.06.2020 
 
GEMEINDE ESTERWEGEN 
Der Gemeindedirektor 

Übersichtsplan – (unmaßstäblich) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
263 Bekanntmachung des Beschlusses über 

die Jahresabschlüsse der Stadt Haren 
(Ems) für die Haushaltsjahre 2014 und 2015 
sowie die Entlastung des Bürgermeisters 

 
Der Rat der Stadt Haren (Ems) hat in seiner Sitzung am 
25.06.2020 die Jahresabschlüsse für die Haushaltsjahre 2014 und 
2015 beschlossen und dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Die Jahresabschlüsse 2014 und 2015 sowie der um die Stellung-
nahme des Bürgermeisters ergänzte Schlussbericht des Rech-
nungsprüfungsamtes liegen gemäß §§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 
NKomVG in der Zeit vom 20. Juli 2020 bis zum 28. Juli 2020 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Haren (Ems), Neuer  
Markt 1, 49733 Haren (Ems), Zimmer 203, öffentlich aus. 
 
 Haren (Ems), 30.06.2020 
 
STADT HAREN (EMS) 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
264 Satzung der Stadt Haselünne über die Erhe-

bung von Gebühren für Dienst- und Sach-
leistungen der Feuerwehr außerhalb der un-
entgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben 

 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309), des § 29 des Niedersächsischen 
Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuer-
wehr (Niedersächsisches Brand-schutzgesetz – NBrandSchG) in 
der Fassung vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 § 6 des Gesetzes vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. 
S. 88), der §§ 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 
S. 121) hat der Rat der Stadt Haselünne in seiner Sitzung am 
02.07.2020 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Allgemeines 
 
Für Einsätze und Leistungen der Feuerwehr außerhalb der unent-
geltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben werden Gebühren nach  
§ 29 Abs. 2 und 3 NBrandSchG nach Maßgabe dieser Satzung 
erhoben. 
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Die öffentliche Einrichtung Feuerwehr der Stadt Haselünne wird 
durch die Satzung für die Freiwillige Feuerwehr in der Stadt Ha-
selünne vom 02.07.2020 festgelegt. 
 
§ 2 Gebührenpflichtige Einsätze und Leistungen der Feuerwehr 

 
(1) Nach § 29 Abs. 2 Nr. 1 - 7 NBrandSchG werden Gebühren 

und Auslagen von den Verpflichteten erhoben 
 
1. Für Einsätze nach § 29 Absatz 1 NBrandSchG 
 

a) die verursacht worden sind durch vorsätzliches oder grob 
fahrlässiges Handeln oder 

 
b) bei denen eine Gefährdungshaftung besteht, insbeson-

dere 
 
aa) durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen oder von Anhän-

gern, die dazu bestimmt sind, von einem Kraftfahrzeug 
mitgeführt zu werden, von Luft- oder Wasserfahrzeugen 
oder von Schienenbahnen, außer in Fällen von höherer 
Gewalt, oder 

 
bb) durch die Beförderung von oder den sonstigen Umgang 

mit Gefahrenstoffen für gewerbliche oder militärische 
Zwecke, außer in Fällen höherer Gewalt, 

 
2. für Einsätze, die von einem in einem Kraftfahrzeug eingebau-

ten System zur Absetzung eines automatischen Notrufes oder 
zur automatischen Übertragung einer Notfallmeldung verur-
sacht wurden und bei denen weder ein Brand oder ein Natur-
ereignis vorgelegen hat noch eine Hilfeleistung zur Rettung 
eines Menschen aus akuter Lebensgefahr notwendig war, 

 
3. für Einsätze, die durch das Auslösen einer Brandmeldeanlage 

verursacht wurden, ohne dass ein Brand vorgelegen hat, 
 
4. für die Stellung einer Brandsicherheitswache (§ 26 NBrand-

SchG), 
 
5. für andere als in Absatz 1 genannten Einsätze, die dem ab-

wehrenden Brandschutz oder der Hilfeleistung dienen, und 
 
6. für freiwillige Einsätze und Leistungen. 
 
Zu den freiwilligen Einsätzen und Leistungen nach Nr. 6 gehören 
insbesondere: 
 

a) Beseitigung von Ölschäden und sonstigen umweltgefähr-
denden oder gefährlichen Stoffen, 

 
b) Türöffnung bei Gebäuden, Wohnungen, Aufzügen etc., 
 
c) zeitweise Überlassung von Fahrzeugen, Lösch-, Ret-

tungs-, Beleuchtungs- und sonstigen Hilfsgeräten, 
 
d) Einfangen von Tieren, 
 
e) Auspumpen von Räumen, z. B. Kellern, 
 
f) Mitwirkung bei Räum- und Aufräumarbeiten, Beseitigung 

von umgestürzten Bäumen, 
 
g) Absicherung von Gebäuden, 
 
h) Gestellung von Feuerwehrkräften und evtl. weiterem tech-

nischen Gerät in anderen Fällen. 
 
(2) Gebühren für nach § 29 Abs. 1 NBrandSchG unentgeltliche 

Einsätze werden bei einer Brandbekämpfung oder Hilfeleis-
tung in einem Gewerbe- oder Industriebetrieb für eingesetzte 
Sonderlöschmittel und ihre Entsorgung erhoben. Gleiches gilt 
für die Entsorgung bei einer Brandbekämpfung in einem Ge-
werbe- oder Industriebetrieb mit Schadstoffen belastetes 
Löschwasser. Sofern in den Fällen der Sätze 1 und 2 für die 
Stadt Kosten Dritter anfallen, werden diese als Auslagen er-
hoben. 

(3) Soweit für Einsätze und Leistungen nach Abs. 1 Kostenersatz 
nach § 30 Abs. 1 Satz 2 NBrandSchG zu leisten ist, werden 
diese neben der Gebühr als Auslagen nach § 4 NKAG  
i. V. m. § 13 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) erhoben. 

 
§ 3 Gebührenschuldner 

 
(1) Die Gebührenschuldnerin bzw. der Gebührenschuldner be-

stimmt sich bei Einsätzen, die durch eine Brandmeldeanlage 
ausgelöst wurden, ohne dass ein Brand vorgelegen hat, nach 
§ 29 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 NBrandSchG. Satz 1 gilt für Brandsi-
cherheitswachen gem. § 29 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 NBrandSchG 
entsprechend. Im Übrigen bestimmt sich bei Einsätzen und 
Leistungen nach § 2 dieser Satzung die Gebührenschuldnerin 
bzw. der Gebührenschuldner nach § 29 Abs. 4 Satz 2 NBrand-
SchG. 

 
(2) Personen, die nebeneinander dieselbe Gebühr schulden, sind 

Gesamtschuldner. 
 

§ 4 Gebührentarif und -höhe 
 
(1) Gebühren werden nach Maßgabe des als Anlage beigefügten 

Gebührentarifes erhoben. Die Anlage ist Bestandteil der Sat-
zung. Soweit Leistungen der Umsatzsteuer unterliegen, tritt zu 
den im Gebührentarif festgesetzten Gebühren die Umsatz-
steuer in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten 
Höhe hinzu. 

 
(2) Bei der Berechnung gilt, sofern nicht feste Beträge festgelegt 

sind, jede angefangene halbe Stunde erst ab der 5. Minute als 
halbe Stunde und volle Stunden gelten erst ab der 35. Minute 
als volle Stunden. 

 
 Als Mindestbeitrag wird die Gebühr für eine halbe Stunde er-

hoben. Maßgeblich für die Gebührenberechnung ist der Zeit-
raum vom Ausrücken der Feuerwehr aus dem Feuerwehrhaus 
zum Einsatz bis zum Einrücken nach Einsatzende. 

 
(3) Die Gebühr wird bei offensichtlich unnötig hohem Einsatz an 

Personal, Fahrzeugen und Geräten auf der Grundlage der für 
die Leistungserbringung erforderlichen Einsatzkosten berech-
net. 

 
§ 5 Entstehen der Gebührenpflicht und -schuld 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ausrücken der Feuer-

wehr aus dem Feuerwehrhaus bzw. mit der Überlassung der 
Geräte / Verbrauchsmaterialien / verbindlichen Anmeldung. 
Dies gilt auch dann, wenn nach dem Ausrücken von Feuer-
wehrkräften der Gebührenpflichtige auf die Leistung verzich-
tet oder sonstige Umstände die Leistung unmöglich machen, 
soweit die Unmöglichkeit nicht von Angehörigen der Feuer-
wehr zu vertreten ist. 

 
(2) Die Gebührenschuld entsteht nach Ende der Leistung mit dem 

Einrücken der Feuerwehr in das Feuerwehrhaus bzw. mit der 
Rückgabe der Geräte. 

 
§ 6 Veranlagung, Fälligkeit und Betreibung 

 
(1) Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Mo-

nat nach Bekanntgabe fällig, wenn nicht ein späterer Zeitpunkt 
bestimmt wird. 

 
(2) Abschläge auf die endgültig zu erwartende Gebührenschuld 

können im Einzelfall vor der Leistungserbringung gefordert 
werden. Die Höhe des Abschlags bemisst sich nach der der 
im Einzelfall in Anspruch zu nehmenden Leistung, hilfsweise 
nach der Inanspruchnahme in vergleichbaren Fällen. 

 
(3) Die Gebühr wird im Verwaltungszwangsverfahren nach  

dem Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
vollstreckt. 
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(4) Von der Erhebung der Gebühr kann ganz oder teilweise ab-
gesehen werden, wenn ihre Geltendmachung nach Lage des 
einzelnen Falles für den Gebührenschuldner eine unbillige 
Härte bedeuten würde oder wenn daran ein öffentliches Inte-
resse besteht. 

 
§ 7 Haftung 

 
Die Stadt Haselünne haftet nicht für Personen- und Sachschäden, 
die durch die Benutzung von zeitweise überlassenen Fahrzeugen 
oder Geräten entstehen, wenn und soweit die Angehörigen der 
Feuerwehr diese nicht selbst bedienen. 
 

§ 8 – Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach Ihrer Veröffentlichung in 

Kraft. 
 
(2) Am gleichen Tag tritt die Satzung der Stadt Haselünne über 

die Erhebung und Gebühren für Dienst- und Sachleistungen 
der Feuerwehr außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden 
Pflichtaufgaben vom 20.06.2002 außer Kraft. 

 
 Haselünne, 03.07.2020 
 

STADT HASELÜNNE 
 
Schräer 
Bürgermeister 
 
1 Anlage zu § 4 Gebührentarif zur Satzung der Stadt Haselünne 
über die Erhebung von Gebühren für Dienst- und Sachleistungen 
der Feuerwehr außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflicht-
aufgaben 
 
– Siehe Tabelle auf Seite 250 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
265 1. Änderung der Satzung über die Entschä-

digung der Ratsmitglieder und der nicht 
dem Rat angehörenden Ausschussmitglie-
der sowie der Ehrenbeamten und ehrenamt-
lich tätigen Personen in der Stadt Ha-
selünne vom 15.06.2017 

 
Aufgrund der §§ 10, 44 und 58 des Nds. Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. 
S. 309) und des § 33 des Nds. Gesetzes über den Brandschutz 
und die Hilfeleistung der Feuerwehr (Nds. Brandschutzgesetz) 
vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert durch  
Art. 3 § 6 des Gesetzes vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. S. 88) hat 
der Rat der Stadt Haselünne in seiner Sitzung am 02.07.2020 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 9 wird wie folgt ergänzt: 
 
(2)  Die/der ehrenamtliche Behindertenbeauftragte erhält eine 

Aufwandsentschädigung von monatlich 80 Euro. 
 
 Die/der ehrenamtliche Seniorenbeauftragte erhält eine Auf-

wandsentschädigung von monatlich 80 Euro. 
 
 Die anschließenden Absätze des § 9 verschieben sich ent-

sprechend. 
 

§ 2 
 
§ 10 Abs. 1 wird wie folgt ergänzt: 
 
 f) Tauchgerätewart 25 € 
 

§ 3 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.08.2020 in Kraft. 
 
 Haselünne, 02.07.2020 
 

STADT HASELÜNNE 
 
Werner Schräer 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
266 Stadt Haselünne; Satzung der Freiwilligen 

Feuerwehr Haselünne 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. 
GVBl. S. 309) und der §§ 1 und 2 des Niedersächsischen Brand-
schutzgesetzes (NBrandSchG) vom 18.07.2012 (Nds. GVBl.  
S. 269), zuletzt geändert durch Art. 3 § 6 des Gesetzes vom 
20.05.2019 (Nds. GVBl. S. 88) hat der Rat der Stadt Haselünne in 
seiner Sitzung am 02.07.2020 folgende Satzung für die Freiwillige 
Feuerwehr beschlossen: 
 
Die Verwendung der männlichen Form in der Dienstanweisung 
schließt die der weiblichen/divers Form mit ein. 
 
§ 1 Organisation und Aufgaben 
 
Die   Freiwillige   Feuerwehr   ist   eine   Einrichtung   der   Stadt 
Haselünne. Sie dient der Sicherstellung des Brandschutzes und 
der Hilfeleistung. 
 
§ 2 Leitung der Freiwilligen Feuerwehr 
 
(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Haselünne wird von dem 

Stadtbrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 1 NBrandSchG). 
Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen Dienstan-
gelegenheiten durch den stellvertretenden Stadtbrandmeis-
ter. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der Freiwil-
ligen Feuerwehr. 

 
(2) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Stadt Ha-

selünne erlassene „Dienstanweisung für den Stadtbrandmeis-
ter der Freiwilligen Feuerwehr” zu beachten. 

 
§ 3 Das Kommando 
 
(1) Das Kommando unterstützt den Stadtbrandmeister bei der Er-

füllung seiner Aufgaben. Dabei obliegen dem Kommando ins-
besondere folgende Aufgaben: 

 
a) Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum Einsatz 

der Freiwilligen Feuerwehr innerhalb der Stadt und zur 
Leistung von Nachbarschaftshilfe, 

b) Mitwirkung bei der Feststellung des Bedarfs an Geräten 
und technischen Einrichtungen für die Brandbekämpfung 
und die Durchführung von Hilfeleistungen, 

c) Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltes für den Be-
reich Freiwillige Feuerwehr, 

d) Überwachung der Pflege und Wartung der Geräte und 
Ausrüstungsgegenstände, sowie Mitwirkung bei der 
Durchsetzung und Einhaltung der Unfallverhütungsvor-
schriften und sonstiger Sicherheitsbestimmungen, 
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e) Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarmplänen 
und Plänen für die Lösch-wasserversorgung, sowie deren 
Ergänzung, 

f) Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der 
Freiwilligen Feuerwehr, sowie Beratung bei deren Entsen-
dung zu Lehrgängen, 

g) Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übun-
gen, 

h) Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuerwehrbedarfs-
planung.  

 
 Darüber hinaus entscheidet das Kommando über die Auf-

nahme von Mitgliedern in die Feuerwehr, über die Auf- bzw. 
Übernahme eines Mitgliedes in eine andere Abteilung der 
Freiwilligen Feuerwehr sowie über den Ausschluss eines Mit-
gliedes (§ 13). 

 
(2) Das Kommando besteht aus 
 

a) dem Stadtbrandmeister als Leiter, 
b) dem stellvertretenden Stadtbrandmeister, 
c) dem Schriftwart, dem Gerätewart und dem Sicherheitsbe-

auftragten kraft Amtes, 
d) sowie vier Feuerwehrangehörige aus der Einsatzabtei-

lung als bestellte Beisitzer. 
 
 Die bestellten Beisitzer werden von dem Stadtbrandmeister 

aus den Mitgliedern der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feu-
erwehr auf Vorschlag der Mitgliederversammlung für die 
Dauer von drei Jahren bestellt. Träger anderer Funktionen 
können als weitere stimmberechtigte Beisitzer für die Dauer 
von drei Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das Kom-
mando aufgenommen werden.  

 
 Der Stadtbrandmeister kann die Beisitzer und Träger anderer 

Funktionen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach An-
hörung der Mitgliederversammlung vorzeitig abberufen. 

 
(3) Das Kommando wird von dem Stadtbrandmeister bei Bedarf, 

mindestens jedoch zweimal im Jahr mit einwöchiger Ladungs-
frist unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die La-
dungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt 
werden. Der Stadtbrandmeister hat das Kommando einzube-
rufen, wenn der Hauptverwaltungsbeamte, der Verwaltungs-
ausschuss oder mehr als die Hälfte der Beisitzer dies unter 
Angabe des Grundes verlangen.  

 
(4) Über jede Sitzung des Kommandos ist eine Niederschrift zu 

fertigen, die von dem Stadtbrandmeister und einem weiteren 
Mitglied des Kommandos (Schriftwart) zu unterzeichnen ist. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der Stadt und dem 
Stadtbrandmeister zuzuleiten. 

 
 
§ 4 Mitgliederversammlung 
 
(1) Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegen-

heiten der Feuerwehr, für die nicht der Stadtbrandmeister  
oder das Kommando im Rahmen dieser Satzung oder anderer 
Vorschriften zuständig sind. Insbesondere obliegen ihr 

 
a) die Entgegennahme des Jahresberichtes (Tätigkeitsbe-

richtes), 
b) die Entgegennahme des Berichtes über die Dienstbeteili-

gung, 
c) die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitglie-

dern. 
 
(2) Die Mitgliederversammlung wird von dem Stadtbrandmeister 

bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr, einberufen. Sie 
ist einzuberufen, wenn die Stadt oder ein Drittel der aktiven 
Mitglieder der Feuerwehr dies unter Angabe des Grundes ver-
langen. An der Mitgliederversammlung soll jedes aktive Mit-
glied der Feuerwehr teilnehmen. Ort und Zeit der Mitglieder-
versammlung sind mindestens zwei Wochen vorher ortsüblich 
unter Mitteilung der Tagesordnung bekannt zu geben. 

 

(3) Die Mitgliederversammlung wird von dem Stadtbrandmeister 
geleitet. Sie ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder (Abs. 4) anwesend sind. Bei Be-
schlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen unter Einhal-
tung der Ladungsfrist eine neue Mitgliederversammlung mit 
der gleichen Tagesordnung einzuberufen, die unabhängig 
von der Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
beschlussfähig ist. Auf die Beschlussfähigkeit der erneuten 
Mitgliederversammlung ist in der Einladung hinzuweisen. 

 
(4) Jedes aktive Mitglied hat eine Stimme, die nicht übertragen 

werden kann (stimmberechtigtes Mitglied). Die Mitglieder der 
Alters- und Ehrenabteilung sowie die Mitglieder in der Jugend-
feuerwehr, die Fachberater und die fördernden Mitglieder ha-
ben eine beratende Stimme. 

 
(5) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-

men der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst; 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Eine Stimmenthaltung 
wird nicht berücksichtigt. Es wird offen abgestimmt. Abwei-
chend davon wird, wenn ein stimmberechtigtes Mitglied es 
verlangt, eine schriftliche Abstimmung durchgeführt. 

 
(6) Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fer-

tigen, die von dem Stadtbrandmeister und dem Schriftwart zu 
unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der 
Stadt zuzuleiten. 

 
§ 5 Verfahren bei Vorschlägen 
 
(1) Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen, deren Beset-

zung durch die Mitgliederversammlung erfolgt, wird schriftlich 
abgestimmt. Ist nur ein Vorschlag gemacht, wird, wenn nie-
mand widerspricht, durch Zuruf abgestimmt. Vorgeschlagen 
ist, wer die Mehrheit der Stimmen erhält. 

 
(2) Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Abstim-

mung statt, durch die das Mitglied vorgeschlagen ist, für dass 
die meisten Stimmen abgegeben worden sind. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los, das von der jeweiligen Leiterin 
oder dem jeweiligen Leiter des Verfahrens zu ziehen ist. 

 
(3) Über den der Stadt nach § 20 Abs. 4 NBrandSchG abzuge-

benden Vorschlag der in das Ehrenbeamtenverhältnis zu be-
rufenden Führungskräfte (Stadtbrandmeister, sowie deren 
Stellvertreter) wird schriftlich abgestimmt. Wird bei mehr als 
zwei Bewerbern im ersten Abstimmungsgang nicht die für den 
Vorschlag nach § 20 Abs. 5 NBrandSchG erforderliche Mehr-
heit erreicht, so ist eine Stichabstimmung zwischen den bei-
den Bewerbern, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, 
durchzuführen. Wird die erforderliche Mehrheit wiederum 
nicht erreicht, können am gleichen Tage erneute Abstimmun-
gen durchgeführt werden. 

 
§ 6 Aktive Mitglieder 
 
(1) Für den Einsatzdienst gesundheitlich geeignete Einwohner 

der Stadt Haselünne, die das 16. Lebensjahr, aber noch nicht 
das 45. Lebensjahr vollendet haben, können aktive Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehr werden. Bei Minderjährigen ist die 
schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten erforder-
lich. Feuerwehrmitglieder anderer Feuerwehren, die ihren Le-
bensschwerpunkt innerhalb des Stadtgebietes der Stadt Ha-
selünne haben, können auf Antrag ebenfalls Mitglied der Frei-
willigen Feuerwehr werden (Doppelmitglied § 12 Abs. 2 
NBrandSchG). Im Einzelfall entscheidet der Stadtbrandmeis-
ter nach Beratung im Kommando. Die Altersbeschränkungen 
aus Absatz 1 finden Anwendung (Doppelmitglied § 12 Abs. 2 
NBrandSchG). 

 
(2) Aufnahmegesuche sind schriftlich an die Freiwillige Feuer-

wehr der Stadt Haselünne zu richten. Die Stadt kann ein Füh-
rungszeugnis und ein ärztliches Zeugnis über den Gesund-
heitszustand der Bewerber anfordern. Die Kosten hierfür trägt 
die Stadt Haselünne. 
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(3) Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entscheidet das 
Kommando (§ 4 Abs. 1). Der Stadtbrandmeister hat die Stadt 
Haselünne vor der Bekanntgabe der Entscheidung über den 
Aufnahmeantrag zu unterrichten, soweit die Stadt darauf nicht 
generell verzichtet hat. 

 
(4) Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten 

im Dienst beschließt das Kommando über die Bewährung in 
der einjährigen Probezeit (§ 7 Abs. 2 FwVO). Bei der endgül-
tigen Aufnahme ist folgende schriftliche Erklärung abzugeben: 

 
 „Ich verspreche, die freiwillig übernommenen Pflichten als Mit-

glied der Freiwilligen Feuerwehr pünktlich und gewissenhaft 
zu erfüllen und gute Kameradschaft zu halten.“ 

 
§ 7 Mitglieder der Altersabteilung 
 
(1) Aktive Mitglieder sind in die Altersabteilung zu übernehmen, 

wenn sie das 67. Lebensjahr vollendet haben. 
 
(2) Aktive Mitglieder können auf ihren Antrag oder auf Beschluss 

des Kommandos in die Altersabteilung übernommen werden, 
wenn sie den aktiven Dienst auf Dauer nicht mehr ausüben 
können. 

 
(3) Mitglieder der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Veran-

staltungen Dienstkleidung tragen. 
 
(4) Mitglieder der Altersabteilung können mit ihrem Einverständ-

nis zu Diensten außerhalb des Übungs- und Einsatzdienstes 
herangezogen werden. 

 
§ 8 Mitglieder der Ehrenabteilung 
 
Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohner der Stadt Ha-
selünne, die sich besondere Verdienste um den kommunalen 
Brandschutz und die Hilfeleistung erworben haben, können auf 
Vorschlag des Kommandos nach Anhörung der Stadt Haselünne 
durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern der Freiwil-
ligen Feuerwehr ernannt werden. 
 
§ 9 Fördernde Mitglieder 
 
Die Feuerwehr kann fördernde Mitglieder aufnehmen; über die 
Aufnahme entscheidet das Kommando. 
 
§ 10 Rechte und Pflichten 
 
(1) Die aktiven Mitglieder sind verpflichtet, die ihnen übertrage-

nen Aufgaben gewissenhaft auszuführen. Sie haben die von 
ihren Vorgesetzten im Rahmen der Aufgaben der Feuerwehr 
gegebenen Anordnungen zu befolgen. Aktive Mitglieder, die 
aus persönlichen Gründen vorübergehend an der Teilnahme 
am Einsatz- und Ausbildungsdienst verhindert sind, können 
auf Antrag durch den Stadtbrandmeister befristet beurlaubt 
werden. Während der Dauer der Beurlaubung ruhen die 
Rechte und Pflichten als aktives Mitglied der Freiwilligen Feu-
erwehr. 

 
(2) Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung sollen an 

dem für sie vorgesehenen Übungsdienst und sonstigen Ver-
anstaltungen teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der Auf-
gaben der Kinder- und Jugendfeuerwehr gegebenen Anord-
nungen zu befolgen. 

 
(3) Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- und 

Ausrüstungsgegenstände sowie die Geräte pfleglich und 
schonend zu behandeln. Bei vorsätzlicher und grob fahrlässi-
ger Beschädigung von Bekleidungs- und Ausrüstungsgegen-
ständen sowie von Geräten, kann die Stadt Haselünne den 
Ersatz des entstandenen Schadens verlangen. Dienstklei-
dung darf außerhalb des Dienstes nicht getragen werden. 

 

(4) Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den ge-
setzlichen Bestimmungen unfallversichert. Jedes Mitglied ist 
verpflichtet, die „Unfallverhütungsvorschriften für Feuerweh-
ren” zu beachten. Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so 
ist dies unverzüglich über die Feuerwehr der Stadt zu melden. 
Dies gilt auch für Erkrankungen, die erkennbar auf den Feu-
erwehrdienst zurückzuführen sind. 

 
(5) Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuerwehr-

dienstes ein Schaden an seinem privaten Eigentum entstan-
den ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend. 

 
§ 11 Verleihung von Dienstgraden 
 
(1) Dienstgrade dürfen an aktive Mitglieder der Freiwilligen Feu-

erwehr nur unter Beachtung der FwVO verliehen werden. 
 
(2) Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der Freiwilligen 

Feuerwehr vollzieht der Stadtbrandmeister auf Beschluss des 
Kommandos.  

 
§ 12 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft endet außer durch Tod durch: 
 

a) Austrittserklärung 
b) Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur Beklei-

dung öffentlicher Ämter verloren wurde 
c) Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr 
d) Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufenthaltes 

in der Gemeinde bei Angehörigen der Einsatzabteilung 
e) Wegfall der regelmäßigen Verfügbarkeit bei Doppelmit-

gliedern 
f) Ausschluss 

 
(2) Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann mit einer 

Frist von einem Monat zum Vierteljahresende erfolgen; der 
Austritt ist gegenüber der Feuerwehr spätestens einen Monat 
vor dem Vierteljahresende schriftlich zu erklären. 

 
(3) Mitglieder sind zu entlassen, wenn sie sich in der Probezeit 

nicht bewähren oder gesundheitlich nicht mehr geeignet sind. 
Sie können in eine andere Abteilung der Freiwilligen Feuer-
wehr übernommen werden, wenn sie die Voraussetzungen für 
eine Zugehörigkeit zu dieser Abteilung erfüllen. 

 
(4) Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwil-

ligen Feuerwehr ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann 
vor, wenn ein Mitglied: 

 
1. wiederholt seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und 

Ausbildungsdienst verletzt, 
2. wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht 

befolgt, 
3. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch sein 

Verhalten erheblich stört, 
4. das Ansehen der Feuerwehr geschädigt hat, 
5. rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem 

Jahr verurteilt worden ist, 
6. innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feuerwehr 

durch Äußerungen oder tatsächliche Handlungen zu er-
kennen gibt, dass er die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung nicht anerkennt. 

 
(5) Über die Einleitung eines Verfahrens zum Ausschluss aus der 

Freiwilligen Feuerwehr beschließt das Kommando. Das Ver-
waltungsverfahren wird durch die Stadt geführt. Vor der Ent-
scheidung über den Ausschluss aus der Freiwilligen Feuer-
wehr ist dem Kommando und der oder dem Betroffenen Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Ausschlussverfü-
gung wird von der Stadt erlassen. 

 
(6) Aktive Mitglieder können, wenn gegen sie ein Ausschlussver-

fahren eingeleitet wurde, von dem Stadtbrandmeister bis zur 
Entscheidung über den Ausschluss suspendiert werden. 
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(7) Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Mitgliedes der Frei-
willigen Feuerwehr hat der Stadtbrandmeister der Stadt Ha-
selünne schriftlich anzuzeigen. 

 
(8) Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwilligen 

Feuerwehr sind innerhalb einer Woche Dienstkleidung, 
Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände und alle sonstigen 
zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Gegenstände bei 
der Feuerwehr abzugeben. Die Feuerwehr bestätigt dem aus-
scheidenden Mitglied den Empfang der zurückgegebenen 
Gegenstände und händigt ihm eine Bescheinigung über die 
Dauer der Mitgliedschaft und den Dienstgrad aus. 

 
(9) Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegen-

stände nach Absatz 8 Satz 1 von dem ausgeschiedenen Mit-
glied trotz schriftlicher Aufforderung nicht zurückgegeben, 
kann die Stadt Haselünne den Ersatz des entstandenen Scha-
dens bis zur Höhe der Wiederbeschaffungskosten verlangen. 

 
§ 13 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in 

Kraft. 
 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung für die Freiwillige 

Feuerwehr in der Stadt Haselünne vom 06.11.1979 außer 
Kraft. 

 
 Haselünne, 03.07.2020 
 

STADT HASELÜNNE 
 
Schräer 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
267 Bekanntmachung der Stadt Haselünne; In-

krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 2.1 
„Am Bawinkeler Bach“, 1. Änderung, im 
vereinfachten Verfahren gem. § 13 Bauge-
setzbuch (BauGB)  

 
Der Rat der Stadt Haselünne hat in der öffentlichen Sitzung vom 
02.07.2020 den Bebauungsplan Nr. 2.1 „Am Bawinkeler Bach“,  
1. Änderung, im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB mit 
den planungsrechtlichen Festsetzungen sowie der Begründung 
als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Kartenausschnitt dargestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Bebauungsplan Nr. 2.1 „Am Bawinkeler Bach“, 1. Änderung, 
tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).  
 
Der Bebauungsplan nebst planungsrechtlichen Festsetzungen 
kann einschließlich der Begründung während der üblichen Dienst-
stunden im Rathaus der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, eingesehen werden. Jedermann kann 
den Bebauungsplan einsehen und über ihren Inhalt Auskunft ver-
langen. Weiterhin können diese Unterlagen auch auf der Home-
page der Stadt Haselünne unter www.haseluenne.de eingesehen 
und zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes Nie-
dersachsen https://uvp.niedersachsen.de abgerufen werden.   
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Haselünne, 07.07.2020 
 
STADT HASELÜNNE  
Der Bürgermeister   
 

-------------------------------------------------- 
 
 
268 Bekanntmachung der Stadt Haselünne; In-

krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 19.1 
„Am Schwarzenbergweg“, 1. Änderung, im 
beschleunigten Verfahren gem. § 13a Bau-
gesetzbuch (BauGB)  

 
Der Rat der Stadt Haselünne hat in der öffentlichen Sitzung vom 
02.07.2020 den Bebauungsplan Nr. 19.1 „Am Schwarzenberg-
weg“, 1. Änderung, im beschleunigten Verfahren nach § 13a 
BauGB mit den planungsrechtlichen Festsetzungen sowie der Be-
gründung als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Kartenausschnitt dargestellt.  
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Der Bebauungsplan Nr. 19.1 „Am Schwarzenbergweg“, 1. Än- 
derung, tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10  
Abs. 3 BauGB).  
 
Der Bebauungsplan nebst planungsrechtlichen Festsetzungen 
kann einschließlich der Begründung während der üblichen Dienst-
stunden im Rathaus der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, eingesehen werden. Jedermann kann 
den Bebauungsplan einsehen und über ihren Inhalt Auskunft ver-
langen. Weiterhin können diese Unterlagen auch auf der Home-
page der Stadt Haselünne unter www.haseluenne.de eingesehen 
und zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes Nie-
dersachsen https://uvp.niedersachsen.de abgerufen werden.   
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1–3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Haselünne, 07.07.2020 
 
STADT HASELÜNNE  
Der Bürgermeister   
 

-------------------------------------------------- 
 
 
269 Bekanntmachung der Stadt Haselünne; In-

krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 30.2 
„Zwischen Neustadtstraße und Umge-
hungsstraße, Teil I“, 2. Änderung, im be-
schleunigten Verfahren gem. § 13a Bauge-
setzbuch (BauGB)  

 
Der Rat der Stadt Haselünne hat in der öffentlichen Sitzung vom 
02.07.2020 den Bebauungsplan Nr. 30.2 „Zwischen Neustadt-
straße und Umgehungsstraße, Teil I“, 2. Änderung, im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB mit den planungsrechtlichen 
Festsetzungen sowie der Begründung als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Kartenausschnitt dargestellt.  
 
 
 
 

Der Bebauungsplan Nr. 30.2 „Zwischen Neustadtstraße und Um-
gehungsstraße, Teil I“, 2. Änderung, tritt mit dieser Bekanntma-
chung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).  
 
Der Bebauungsplan nebst planungsrechtlichen Festsetzungen 
kann einschließlich der Begründung während der üblichen Dienst-
stunden im Rathaus der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, eingesehen werden. Jedermann kann 
den Bebauungsplan einsehen und über ihren Inhalt Auskunft ver-
langen. Weiterhin können diese Unterlagen auch auf der Home-
page der Stadt Haselünne unter www.haseluenne.de eingesehen 
und zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes Nie-
dersachsen https://uvp.niedersachsen.de abgerufen werden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1–3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den 
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Haselünne, 07.07.2020 
 
STADT HASELÜNNE  
Der Bürgermeister   
 

-------------------------------------------------- 
 
 
270 Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Samtgemeinde 
Herzlake für das Haushaltsjahr 2020 

 
1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Samtgemeinde Herzlake in der Sit-
zung am 25.06.2020 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1  der ordentlichen Erträge auf 5.636.900,00 Euro 
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf 5.720.900,00 Euro 
 
1.3  der außerordentlichen Erträge  0 Euro 
1.4  der außerordentlichen Aufwendung auf  0 Euro 
 
2.  im Finanzhaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1  der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 5.394.400,00 Euro 
2.2  der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 5.121.100,00 Euro 
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2.3  der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 371.500,00 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 750.500,00 Euro 
 
2.5  der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 73.700,00 Euro 
2.6  der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 158.400,00 Euro 
 
festgesetzt.  
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag  

-   der Einzahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 5.839.600,00 Euro 
-   der Auszahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 6.030.000,00 Euro 
 

§ 2 
Kreditermächtigung 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 73.700,00 € festgesetzt. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
Liquiditätskredite 

 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 899.000,00 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
Samtgemeindeumlage 

 
Die Samtgemeindeumlage wird auf 2.455.161,00 € festgesetzt. 
Der Hebesatz für die Ermittlung der Samtgemeindeumlage beträgt 
26 v. H. der Steuerkraftzahlen für Umlagen. Auf die Mitgliedsge-
meinden entfallen: 
 
Mitgliedsgemeinde Dohren 395.774,00 € 
Mitgliedsgemeinde Herzlake 1.183.168,00 € 
Mitgliedsgemeinde Lähden 876.219,00 € 
 

§ 6 
Weitere Vorschriften 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen 
sind als unerheblich im Sinne des § 117 Abs. 1 NKomVG anzuse-
hen, wenn sie im Haushaltsjahr 10.000,00 € im Einzelfall nicht 
überschreiten. Aufwendungen und Auszahlungen, denen eine 
volle Kostenerstattung gegenübersteht, gelten in jedem Falle als 
unerheblich. 
 
Als unerheblich im Sinne von § 19 Abs. 4 KomHKVO gelten Aus-
zahlungen bis 10.000,00 € je Einzelfall.   
 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher Bedeutung im 
Sinne des § 12 Abs. 1 Satz 1 KomHKVO, bei denen ein Wirtschaft-
lichkeitsvergleich der Alternativen erforderlich wird, beträgt 
500.000,00 €.  
 
 Herzlake, 07.07.2020 
 

SAMTGEMEINDE HERZLAKE 
 
Pleus  
Samtgemeindebürgermeister 
 

2.  Bekanntmachung der Haushaltssatzung  
 
2.1  Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 

2020 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
2.2  Die gemäß § 120 Absatz 2 des Niedersächsischen Kommu-

nalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie gemäß § 15 
Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über den Finanzausgleich 
(NFAG) in Verbindung mit § 111 Abs. 3 NKomVG erforder-
liche Genehmigung ist durch den Landkreis Emsland am 
02.07.2020 erteilt worden. 

 
2.3  Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 

mit seinen Anlagen in der Zeit vom 20.07.2020 bis ein-
schließlich zum 28.07.2020 während der Dienststunden im 
Samtgemeindebüro Herzlake, Zimmer Nr. DG 3, Neuer 
Markt 4, 49770 Herzlake, öffentlich aus.  

 
 Herzlake, 07.07.2020 
 
SAMTGEMEINDE HERZLAKE 
Der Samtgemeindebürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
271 Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Gemeinde Lehe 
für das Haushaltsjahr 2020 

 
Auf Grund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Lehe in der 
Sitzung am 04.05.2020 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2020 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1  der ordentlichen Erträge auf  1.328.100 €  
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf  1.574.900 € 
 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf  24.100 €  
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf  0 €  
 
2.  im Finanzhaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1  der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit  1.217.000 €  
2.2  der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit  1.394.900 €  
 
2.3  der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit  300.500 €  
2.4  der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit  506.000 €  
 
2.5  der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit  180.000 €  
2.6  der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit  0 €  
 
festgesetzt.  
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag  

-  der Einzahlungen des Finanzhaus- 
 haltes  1.697.500 € 
-  der Auszahlungen des Finanzhaus- 
 haltes  1.900.900 € 
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§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
werden in Höhe von 180.000 € veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 
2020 zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 400.000 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2020 wie folgt festgesetzt: 
 

1.  Grundsteuer 
 

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A)  350 v. H. 
b)  für Grundstücke (Grundsteuer B)  350 v. H. 

 
2.  Gewerbesteuer  350 v. H. 

 
§ 6 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
sind im Sinne des § 117 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) unerheblich, wenn sie im Haus-
haltsjahr den Betrag von 5.000 € je Buchungsstelle nicht überstei-
gen. 
 
Ferner sind als unerheblich anzusehen: Beträge (unbegrenzt), 
 

-  die der Verrechnung zwischen den Produkten/Leistungen 
dienen, 

- die wirtschaftlich durchlaufend sind, 
-  die der Rückzahlung von Zuweisungen dienen, 
-  die für abschlusstechnische Buchungen notwendig sind. 

 
 Lehe, 04.05.2020 
 

GEMEINDE LEHE 
 
Mardink 
Bürgermeister  
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
wird öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die gemäß § 120 Abs. 2 und § 122 Abs. 2 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Geneh-
migung ist durch den Landkreis Emsland am 17.06.2020 -202- er-
teilt worden. 
 
Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt gemäß § 114 Abs. 2 
Satz 3 NKomVG in der Zeit vom 15.07.2020 bis 24.07.2020 im 
Rathaus der Samtgemeinde Dörpen, Zimmer 306, Hauptstr. 25, 
26892 Dörpen, zur Einsichtnahme öffentlich aus. Bitte vereinba-
ren Sie einen Termin mit der Kämmerei unter der Rufnummer 
04963/402-310. 
 
 Lehe, 29.06.2020 
 
GEMEINDE LEHE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

272 Bekanntmachung der Stadt Lingen (Ems); 
Bekanntmachung des Ergebnisses der 
standortbezogenen Vorprüfung gem. § 5 
Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG); Fachbereich 
Tiefbau der Stadt Lingen (Ems) 

 
Der Fachbereich Tiefbau der Stadt Lingen (Ems) beantragt die Er-
teilung einer Plangenehmigung gem. §§ 68 WHG zur Verlegung 
des Gauerbachs um den Dieksee. Durch die beantragte Maß-
nahme soll der Nährstoffeintrag in den Dieksee reduziert werden, 
um der Bildung von Blaualgen entgegen zu wirken. Vorgesehen 
ist, dass der Gauerbach kurz oberhalb seiner Einmündung in den 
Dieksee bis zum Mittelwasserabfluss ein neues Gewässerbett er-
hält. Dieses soll parallel zur Uferlinie des Dieksees verlaufen und 
anschließend nach ca. 450 m in den Schattenbruchgraben mün-
den. Das neue Gewässerbett soll naturnah ausgebaut werden. 
 
Gemäß § 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. der Anlage 1 Nr. 13.18.2 ist eine 
standortbezogene Vorprüfung des Vorhabens durchgeführt wor-
den.  
 

Im Rahmen der Prüfung wurde insbesondere festgestellt, dass 
entlang der Südostseite des Planbereichs eine geschützte Baum-
wallhecke verläuft. Eine negative Beeinträchtigung auf die Wall-
hecke durch die beantragte Maßnahme ist jedoch nicht zu erwar-
ten. 
 
Darüber hinaus ist der Lingener Mühlenbach, in den der Schatten-
bruchgraben mündet, außerhalb des Plangebietes als FFH-
Gebiet ausgewiesen. Negative Auswirkungen durch die Einleitung 
des Gauerbachs in den Schattenbruchgraben auf das FFH-Gebiet 
Lingener Mühlenbach können nicht komplett ausgeschlossen 
werden, werden jedoch im Falle einer positiven Entscheidung 
über den Antrag durch Inhalts- und Nebenbestimmungen im Ge-
nehmigungsbescheid kompensiert bzw. so gering wie möglich ge-
halten. 
 

Weiterhin wurde festgestellt, dass das Revier einer Kohlmeise 
durch die Verlegung des Gauerbachs um den Dieksee beeinträch-
tigt wird und in direktem räumlichem Zusammenhang nicht auf-
rechterhalten werden kann. Um diesen Verlust auszugleichen, 
wird dem Antragsteller im Falle einer positiven Entscheidung über 
den Antrag die Installation eines Nistkastens für Kohlmeisen im 
Nistgebiet auferlegt. 
 

Insgesamt betrachtet sind die von der beantragten Baumaß-
nahme ausgehenden Einwirkungen auf die Umwelt vor dem Hin-
tergrund, dass durch die Arbeiten im Ergebnis eine verbesserte 
ökologische Situation der Landschaft herbeigeführt wird, als ge-
ring einzustufen. 
 

Unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 3 sind keine er-
heblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf die in § 2 Abs. 1 
UVPG genannten Schutzgüter (Menschen, einschließlich der 
menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische 
Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, kul-
turelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie die Wechselwirkung 
zwischen den vorgenannten Schutzgütern) zu erwarten. Für das 
Vorhaben besteht demnach keine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.  
 
Diese Feststellung des Ergebnisses der standortbezogenen Vor-
prüfung wird hiermit gem. § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt ge-
macht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gem.  
§ 7 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist. 
 
 Lingen (Ems), 29.06.2020 
 

STADT LINGEN (EMS)  
Der Oberbürgermeister 
In Vertretung  
Schreinemacher  
Stadtbaurat 
 

-------------------------------------------------- 



 
 

 
Amtsblatt des LK EL Nr. 22/2020 vom 15.07.2020 

239

273 Verordnung über die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Ge-
biet der Stadt Lingen (Ems) (Gefahrenab-
wehrverordnung) in der Fassung vom 
19.06.2020 

 
Inhaltsverzeichnis 

 
   Seite 

§ 1  Begriffsbestimmungen 2 

§ 2  Betreten von Eisflächen 2 

§ 3  Straßenmusiker 2 

§ 4  Fahrzeuge in Anlagen 2 

§ 5  Führen und Halten von Hunden und anderen Tieren 3 

§ 6  Gefahren von Grundstücken 5 

§ 7  Anbringung von Hausnummern  5 

§ 8  Verhütung der von frei lebenden Tauben und  
 Wasservögeln ausgehenden Gesundheitsgefahren 5 

§ 9 Abbrennen von Feuern 5 

§ 10 Verunreinigungen 5 

§ 11 Wertstoff-Container 6 

§ 12 Belästigung der Allgemeinheit 6 

§ 13 Kinderspiel- und Freizeitflächen 7 

§ 14 Anordnungen der Ordnungsbehörde und der Polizei 7 

§ 15 Ausnahmen 7 

§ 16 Ordnungswidrigkeiten 7 

§ 17 Inkrafttreten 7 

 
Aufgrund des § 55 Abs. 1 Nr. 1 des Niedersächsischen Polizei- 
und Ordnungsbehörden-gesetzes (NPOG) in der Fassung vom 
19. Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert durch  
Artikel 1 des Gesetzes vom 17.12.2019 (Nds. GVBl. S. 428)  
i. V. m. § 58 Abs. 1 Nr. 5 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309) hat der Rat der Stadt Lingen 
(Ems) in seiner Sitzung am 18.06.2020 folgende Verordnung be-
schlossen: 
 

§ 1 Begriffsbestimmungen 
 
(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind - ohne 

Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse oder eine öffentlich-
rechtliche Widmung - öffentlich zugängliche Fahrbahnen, 
Gleisanlagen, Wege, Plätze, Reit-, Rad- und Gehwege, Bus-
haltestellen, Fußgängerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche, 
Brücken, Tunnel, Treppen, Durchlässe, Unterführungen, 
Dämme, Gräben, Entwässerungsanlagen, Böschungen, 
Stützmauern, Lärmschutzanlagen, Trenn-, Seiten-, Rand-, Si-
cherheits-, Grün- und Parkstreifen. 

 
(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind - ohne Rücksicht 

auf die Eigentumsverhältnisse oder eine öffentlich-rechtliche 
Widmung - alle der Allgemeinheit zur Nutzung oder zur Verfü-
gung stehenden oder bestimmungsgemäß zugänglichen Gär-
ten, Anpflanzungen, Baumbeete, Grünflächen, Waldflächen, 
Straßenbegleitgrün, Grünanlagen, Grillplätze, Friedhöfe, Er-
holungsanlagen, Spiel- und Sportplätze, Schulhöfe, öffentli-
che Toilettenanlagen sowie Ufer und Böschungen von Ge-
wässern, Denkmäler, Brunnenanlagen (Brunnen, Wasserbe-
cken oder Wasserflächen), Treppen und Rampen vor der 
Straßenfront der Häuser, soweit sie nicht eingefriedet sind. 

 
(3) Spielplätze im Sinne dieser Verordnung sind Sand- und Ge-

rätespielplätze, für Trendsportarten vorgesehene Flächen  
(z. B. Skateboardbahnen) sowie Ballspielplätze (z. B. Bolz-
plätze). 

 

§ 2 Betreten von Eisflächen 
 
Das Betreten von natürlichen Eisflächen (zugefrorenen Seen, Tei-
chen, Bächen etc.) und Kanälen ist verboten. 
 
Durch Bekanntmachung der Stadt können bestimmte Eisflächen 
zur Benutzung freigegeben werden. 
 

§ 3 Straßenmusiker 
 
Straßenmusiker müssen den Standort ihrer Darbietungen auf Ver-
kehrsflächen und in den Anlagen spätestens 30 Minuten nach 
Darbietungsbeginn dergestalt verändern, dass dieser mindestens 
200 m vom ursprünglichen sowie vom Standort anderer Straßen-
musiker entfernt ist.  
 

§ 4 Fahrzeuge in Anlagen 
 
Das Fahren bzw. das Abstellen von Kraftfahrzeugen aller Art, 
Wohnwagen und Anhängern in Anlagen, die nicht von den Rege-
lungen der Straßenverkehrsordnung erfasst werden, ist untersagt. 
 

§ 5 Führen und Halten von Hunden und anderen Tieren 
 
(1) Hunde, die nicht ohnehin bereits aufgrund anderer Vorschrif-

ten einem Leinenzwang unterliegen, sind in den in Absatz 2 
genannten Bereichen an einer biss- und reißfesten Leine zu 
führen. Die Leinenlänge darf 150 cm nicht überschreiten. 

 
(2) Der Leinenzwang gilt in folgenden Bereichen: 
 

1. auf Verkehrsflächen und in Anlagen, soweit das Mitführen 
von Hunden zulässig ist, 
a) innerhalb des von folgenden Straßen umschlossenen 

Teilbereiches der Stadt Lingen (Innenstadtbereich): 
Konrad-Adenauer-Ring, Wilhelmstraße, Bernd-Rose-
meyer-Straße einschließlich der der Innenstadt zuge-
wandten Gehwege dieser Straßen, 

b) am Telgenkampsee, innerhalb der Straßen Am Tel-
genkamp, Hainbuchen-weg, Am Neuen Friedhof, In 
den Sandbergen einschließlich der dem Gelände des 
Telgenkampsees zugewandten Gehwege dieser 
Straßen, 

c) auf dem Gelände des Dieksees einschließlich der 
dem Gelände zugehörigen Parkplätze, 

d) am Brunnenpark innerhalb der Straßen Schützen-
straße, Strootstraße, Ludwigstraße und Neuer Wall, 

e) auf dem Leinpfad entlang des Kanals, 
f) auf den und innerhalb des von folgenden Straßenab-

schnitten umschlossenen Bereichs des Emsauen-
parks:  

 
 Emsauenallee ab Einmündung Langschmidtsweg 

beim Nahversorgungszentrum bis zum Geh- und 
Radweg an der Ems (nördliche Begrenzung), ab der 
vorgenannten Einmündung Emsauenallee der Rad- 
und Fußweg entlang der Ems sowie in Verlängerung 
dazu die fußläufige Verbindung zur Gelgöskenstiege 
(westliche Begrenzung), ab der vorgenannten Ein-
mündung die Gelgöskenstiege bis Scharnhorst-
straße, die Scharnhorststraße entlang der südlichen 
Gründstücksgrenze Haus der Vereine bis zum Lang-
schmidtsweg (südliche Begrenzung) sowie der Lang-
schmidtsweg ab der vorgenannten Einmündung bis 
zur Emsauenallee beim geplanten Nahversorgungs-
zentrum (östliche Begrenzung).  

 
 Entlang des betroffenen Teilbereichs des Lang-

schmidtsweges gilt der Leinenzwang jedoch nur auf 
dem Gehweg der dem Emsauenpark zugewandten 
Straßenseite. 

 
2. im Wald und der sonstigen freien Landschaft während der 

Brut- und Setzzeiten (vom 01. April bis zum 15. Juli) im 
Sinne des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald 
und die Landschaftsordnung (NWaldLG), 
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3. in den nach § 24 des Niedersächsischen Naturschutzge-
setzes (NNatG) ausgewiesenen Naturschutzgebieten der 
Stadt Lingen (Ems), 

 
4. bei Umzügen, Volksfesten, Märkten und sonstigen Veran-

staltungen mit Menschenansammlungen, 
 
5. auf Anlagen oder Verkehrsflächen, die unmittelbar an für 

jedermann zugängliche Spielplätze, Sportanlagen, Schul-
höfe und Gelände von Kindergärten angrenzen. 

 
 Außerhalb dieser Flächen ist ein nicht angeleinter Hund unter 

Aufsicht zu führen, so dass insbesondere keine Menschen  
oder Tiere angesprungen oder angegriffen bzw. Tiere gehetzt 
oder gerissen werden können und der öffentliche Straßenver-
kehr nicht erschwert oder gefährdet wird. Die Beaufsichtigung 
eines Hundes im vorgenannten Sinn ist auch auf den ausge-
wiesenen Hundefreilaufflächen sicherzustellen. 

 
(3) Hunde sind von Spielplätzen, Sportanlagen, Schulhöfen und 

Geländen von Kindergärten fernzuhalten. 
 
(4) Verkehrsflächen und Anlagen nach § 1 dürfen durch Tierkot 

nicht verunreinigt werden. Die Tierführerin oder -halterin oder 
der Tierführer oder -halter ist verpflichtet, den Tierkot unver-
züglich zu beseitigen. Dieses gilt auch für ausgewiesene Hun-
defreilaufflächen. Die Beseitigungspflicht gilt insbesondere für 
Hundekot und Pferdemist. 

 
(5) Die Regelungen der Abs. 3 und 4 gelten nicht für Blindenführ-

hunde, die im Führgeschirr bestimmungsgemäß eingesetzt 
werden. Tiere, die zur rechtmäßigen Jagdausübung, als Ret-
tungshunde, von der Polizei oder dem Zoll eingesetzt werden, 
sind von den Regelungen der Abs. 1 bis 4 für die Dauer der 
Jagd oder des Einsatzes ebenfalls ausgenommen. 

 
(6) Die Tierhalterin oder der Tierhalter bzw. die Person, die ein 

Tier in Obhut hat, hat bei der Unterbringung des Tieres dafür 
Sorge zu tragen, dass eine Belästigung Dritter durch den von 
dem Tier ausgehenden Lärm nicht über das nach den Um-
ständen vermeidbare Ausmaß hinausgeht. Dies gilt insbeson-
dere zwischen 22:00 Uhr und 06:00 Uhr. 

 
(7) Es besteht wie folgt eine Kastrations-, Kennzeichnungs- und 

Registrierungspflicht von freilaufenden Hauskatzen: 
 

1. Katzenhalterinnen und Katzenhalter, die ihrer Katze Zu-
gang ins Freie gewähren, haben diese von einem Tierarzt/ 
einer Tierärztin kastrieren zu lassen.  

 
 Von der allgemeinen Kastrationspflicht ausgenommen 

sind Hauskatzen, die zu Zuchtzwecken gehalten werden 
(sogenannte Rassekatzen), sofern eine Kontrolle und 
Versorgung der Nachzucht glaubhaft dargelegt werden 
kann. 

 
2. Darüber hinaus haben Katzenhalterinnen und Katzenhal-

ter, die ihrer Katze Zugang ins Freie gewähren, diese mit-
tels Mikrochip oder einer Tätowierung, über die der Tier-
halter ermittelt werden kann, kennzeichnen zu lassen und 
die Registrierung seiner Katze in einer der Haustier- Re-
gistrierungsdatenbanken (z. B. Tasso oder Deutsches 
Haustierregister) vorzunehmen. 

 
3. Die Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungs-

pflicht gilt für alle Katzen nach Vollendung des 5. Lebens-
monats. 

 
4. Freilaufende Hauskatzen sind Katzen, die in menschlicher 

Obhut gehalten werden und denen dauernd, regelmäßig 
oder unregelmäßig Freigang gewährt wird. Der Katzen-
halter bleibt auch dann Eigentümer des Tieres, wenn er 
seine Hauskatze aussetzt, zurücklässt oder vernachläs-
sigt (§ 3 TSchG in Verbindung mit § 134 BGB). 

 

5. Als Katzenhalterinnen oder Katzenhalter im vorgenannten 
Sinne gilt auch, wer freilaufenden Katzen regelmäßig Fut-
ter zur Verfügung stellt.  

 
6. Soweit es zur Durchführung der vorgenannten Regelun-

gen erforderlich ist, haben Halterinnen und Halter von 
Hauskatzen auf Verlangen der Stadt Lingen die für die 
Hauskatze betreffenden Feststellungen zu ermöglichen, 
Auskünfte zu erteilen und Nachweise vorzulegen. 

 
§ 6 Gefahren von Grundstücken 

 
(1) Überhängender Schnee und Eiszapfen sind von den Gebäu-

den oder Bauwerken zu entfernen, wenn sie Menschen, Tiere 
oder Sachen gefährden können.  

 
(2) In Verkehrsflächen hineinragende Zweige von Bäumen und 

Sträuchern müssen bis zur Höhe von 2,50 m, über Verkehrs-
flächen die mit Kraftfahrzeugen befahren werden bis zur Höhe 
von 4,50 m, von der oder dem Verantwortlichen beseitigt wer-
den.  

 
 Ebenso zu beseitigen sind Pflanzen, die das Betreten oder 

Befahren der Verkehrsfläche beeinträchtigen bzw. in diese 
hineinwachsen und den Verkehr erschweren. 

 
(3) Verantwortlich für die Beseitigung sind die Grundstückseigen-

tümerin oder der Grundstückseigentümer. Mehrere Eigentü-
merinnen oder Eigentümer sind gemeinschaftlich verantwort-
lich. 

 
 Ist das Grundstück mit einem Erbaurecht, Nießbrauch oder 

Dauerwohnrecht belastet, so ist der oder die dinglich Berech-
tigte vorrangig an Stelle der Eigentümerin oder des Eigentü-
mers verantwortlich.  

 
§ 7 Anbringung von Hausnummern 

 
Die von der Hauseigentümerin oder dem Hauseigentümer nach  
§ 126 Abs. 3 des Baugesetzbuches zu befestigende Hausnummer 
ist unverzüglich, spätestens innerhalb von 14 Tagen nach Zutei-
lung, so anzubringen, dass sie von der öffentlichen Verkehrsflä-
che, auch von fahrenden Fahrzeugen aus, leicht erkennbar und 
deutlich lesbar ist. Sie muss dauernd in diesem Zustand erhalten 
bleiben. 
 
§ 8 Verhütung der von freilebenden Tauben und Wasservögeln 

ausgehenden Gesundheitsgefahren 
 
(1) Frei lebende Tauben dürfen nicht gefüttert werden. Es darf 

auch kein Futter, das zum Füttern von Tauben bestimmt oder 
geeignet ist, ausgelegt werden. 

 
(2) Es ist verboten, an frei zugänglichen Gewässern Wasservögel 

und Fische zu füttern. 
 

§ 9 Abbrennen von Feuern 
  
(1) Offene Feuer, soweit sie nicht durch andere gesetzliche Re-

gelungen (z. B. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 
14.05.1990, der Verordnung über die Beseitigung von pflanz-
lichen Abfällen durch Verbrennen außerhalb von Abfallbesei-
tigungsanlagen vom 02.01.2004, des Nds. Gesetzes über den 
Wald und die Landschaftsordnung vom 21.03.2004) verboten 
oder gestattet sind, bedürfen der Erlaubnis. Dies gilt auch für 
Brauchtumsfeuer. Die Erlaubnis ist spätestens drei Wochen 
vor dem Abbrenntermin bei der Stadt Lingen (Ems) zu bean-
tragen. 

 
(2) Andere gesetzliche Vorschriften, nach denen offene Feuer ge-

stattet sind, bleiben unberührt.  
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§ 10 Verunreinigungen 
 
(1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen ist un-

tersagt. 
 
 Unzulässig ist insbesondere Verkehrsflächen und Anlagen, 

öffentliche Gebäude, Denkmäler, öffentliche Anschlagsäulen 
oder -tafeln, Straßen-, Hausnummern- und Verkehrsschilder, 
Bäume sowie andere öffentliche Einrichtungen zu verunreini-
gen, zu bekleben, zu bemalen, zu beschriften oder zu behän-
gen. 

 
 Wer Werbematerial (Zeitschriften, Anzeigenblätter, Pros-

pekte, Flugblätter oder sonstiges Informationsmaterial) ver-
teilt, ist verpflichtet, eine damit zusammenhängende Verunrei-
nigung auf Verkehrsflächen und Anlagen sofort zu beseitigen. 

 
(2) Bei Verkaufsgeschäften und neben Warenautomaten an Ver-

kehrsflächen oder in Anlagen, in denen verpackte und zum 
sofortigen Verzehr gedachte Waren angeboten werden, hat 
die Geschäftsinhaberin oder der Geschäftsinhaber bzw. die 
Automatenaufstellerin oder der Automatenaufsteller Abfallbe-
hälter in ausreichender Anzahl und Größe bereitzustellen. 

 
 Die oder der Verantwortliche hat eine regelmäßige sich am 

Bedarf orientierende Leerung der Abfallbehälter sicherzustel-
len. Die oder der Verantwortliche ist darüber hinaus für Ver-
unreinigungen, die durch die nicht erfolgte Leerung der Abfall-
behälter begründet sind, einsammlungs- und entsorgungs-
pflichtig. Das Umfeld der Verkaufsgeschäfte oder der Waren-
automaten ist regelmäßig auf Verunreinigungen durch Verpa-
ckungsmaterial zu kontrollieren und zu reinigen. 

 
(3) im Übrigen wird auf die Vorschriften der Abfallbeseitigungsge-

setze des Bundes und des Landes (geordnete Entsorgung 
von Abfällen) verwiesen. 

 
§ 11 Wertstoff-Container 

 
(1) Das Abstellen von Wertstoffen wie z. B. Altglas, Altpapier und 

Altkleidern auf und neben den Wertstoff-Containern ist verbo-
ten. Jede Verunreinigung der angrenzenden Verkehrsflächen 
und Anlagen ist untersagt. 

 
(2) In der Zeit von 20:00 Uhr bis 07:00 Uhr sowie an Sonn- und 

Feiertagen dürfen die in der Stadt aufgestellten Wertstoff-
Container nicht benutzt werden. 

 
§ 12 Belästigung der Allgemeinheit 

 
Auf Verkehrsflächen und in Anlagen sowie in öffentlich zugängli-
chen Hauseingängen und Einfahrten ist untersagt: 
 

1. das Lagern oder Schlafen, wenn für Passanten die Nut-
zung der öffentlichen Straßenverkehrsfläche im Rahmen 
des Gemeingebrauchs erschwert wird, 

 
2. a)  das Betteln durch unmittelbares Einwirken von 
  Person zu Person, insbesondere durch in den Weg  
  stellen, Mitführen von Tieren, bedrängendes oder  
  hartnäckiges Ansprechen oder Anfassen, 

b)  das Anstiften von Minderjährigen zu dieser Art des 
 Bettelns sowie 
c)  das stille Betteln von Kindern oder mit Beteiligung von 
 Kindern, 

 
3. das Verrichten der Notdurft, 
 
4. das dauerhafte Verweilen außerhalb von konzessionier-

ten Flächen ausschließlich oder überwiegend zum Zwe-
cke des Alkoholgenusses, wenn dessen Auswirkungen 
geeignet sind, Dritte erheblich zu belästigen.  

 

§ 13 Kinderspiel- und Freizeitflächen 
 
(1) Der Aufenthalt auf öffentlichen Kinderspielplätzen sowie die 

Benutzung der fest eingebauten Kinderspielgeräte ist nach 
Einbruch der Dunkelheit nicht gestattet, sofern nicht im Ein-
zelfall durch Beschilderung eine zeitliche Einschränkung fest-
gelegt ist. Eine durch Beschilderung ausgewiesene Alters-
grenze ist zu beachten.  

 
(2) Es ist verboten, auf öffentlichen Spielplätzen  

a)  zu rauchen oder alkoholische Getränke mit sich zu führen 
und zu verzehren, 

b)  gefährliche Stoffe oder Gegenstände mitzuführen, die 
dazu geeignet und bestimmt sind, andere zu verletzen, 

c)  Flaschen, sonstiges Glas und ähnliche Materialien zu zer-
schlagen,  

d)  mit Motorfahrzeugen aller Art zu fahren. Hiervon ausge-
nommen sind elektrische Krankenfahrstühle sowie Fahr-
zeuge zur Pflege der Anlagen.  

 
 Die vorgenannten Regelungen gelten ebenso auf Flächen, die 

Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Freizeitgestaltung 
zu Zeiten außerhalb der bestimmungsgemäßen Nutzung zur 
Verfügung stehen, beispielsweise auf Schulhöfen. 

 
§ 14 Anordnungen der Ordnungsbehörde und der Polizei 

 
Ordnungsbehörde und Polizei sind befugt, zur Durchsetzung die-
ser Verordnung Anordnungen an diejenigen Personen zu richten, 
deren Verhalten gegen die Vorschriften dieser Norm verstößt. Den 
Anordnungen ist unverzüglich Folge zu leisten. 
 

§ 15 Ausnahmen 
 
Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung können in 
begründeten Fällen durch die Stadt Lingen (Ems) zugelassen wer-
den. Sie bedürfen der schriftlichen Genehmigung und können un-
ter Auflagen und Bedingungen erteilt werden. 
 

§ 16 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 59 Abs. 1 des Niedersächsischen 
Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig gegen eine Vorschrift über 
 

1. das Betreten von Eisflächen nach § 2, 
2. das Wechseln des Standortes von Straßenmusikern 

nach § 3, 
3. das Befahren mit bzw. das Abstellen von Fahrzeugen 

in Anlagen nach § 4, 
4. den Leinenzwang für Hunde nach § 5 Abs. 1 und  

Abs. 2 Satz 1 Ziff. 1, 4 und 5, 
5. die Beaufsichtigung eines Hundes nach § 5 Abs. 2 

Satz 2 und 3, 
6. das Fernhalten von Hunden nach § 5 Abs. 3, 
7. die Beseitigung von Tierkot nach § 5 Abs. 4, 
8. die Vermeidung von Lärm durch Tiere nach § 5 Abs. 6, 
9. die Gefahren von Grundstücken nach § 6, 
10. das Anbringen von Hausnummern nach § 7, 
11. das Füttern von Tauben, Wasservögeln und Fischen 

nach § 8, 
12. das Abbrennen von Feuern nach § 9 Abs. 1, 
13. das Verunreinigen von Verkehrsflächen und Anlagen 

nach § 10 Abs. 1, 
14. Abfallbehälter nach § 10 Abs. 2, 
15. die Nutzung von Wertstoffcontainern nach § 11 
16. den Aufenthalt auf Kinderspiel- und Freizeitflächen 

nach § 13 
 
verstößt. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € 
geahndet werden.  
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Die Möglichkeit der Ahndung nach dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten, dem Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbe-
hördengesetz sowie spezialgesetzlichen Vorschriften bleibt hier-
von unberührt. 
 

§ 17 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im 

Amtsblatt für den Landkreis Emsland in Kraft und gilt bis zum 
31.12.2030. 

 
(2) Mit dem Inkrafttreten diese Verordnung tritt die Verordnung 

über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Gefahrenab-
wehrverordnung) im Gebiet der Stadt Lingen (Ems) vom 
25.03.2009 (veröffentlicht im Amtsblatt Weser-Ems vom 
31.03.2009, Seite 86) außer Kraft. 

 
 Lingen (Ems), 19.06.2020 
 

STADT LINGEN (EMS) 
 
Krone 
Oberbürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
274 Bekanntmachung der Gemeinde Lorup; Be-

bauungsplan Nr. 37 „Industriegebiet Hövel, 
1. Erweiterung“ 

 
Der Rat der Gemeinde Lorup hat in seiner Sitzung am 04.06.2020 
gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) den Bebauungsplan 
Nr. 37 „Industriegebiet Hövel, 1. Erweiterung“ mit Begründung, 
Umweltbericht und Anlagen als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Übersichtsplan dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 37 „Industriegebiet Hövel, 1. Erweiterung“ 
liegt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB während der Dienststunden im 
Rathaus der Gemeinde Lorup, Rastdorfer Straße 1, 26901 Lorup, 
zu jedermanns Einsichtnahme aus. 
 
Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan Nr. 37 „Indus-
triegebiet Hövel, 1. Erweiterung“, rechtsverbindlich geworden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 u. 2 BauGB über die 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den 
§§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlö-
schen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Gel-
tendmachung wird hingewiesen. 
 

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichti-
gung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel in der Abwägung unbeachtlich sind, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Gemeinde Lorup geltend gemacht worden 
sind. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangel begründen soll, darzulegen. 
 
 Lorup, 08.07.2020 
 
GEMEINDE LORUP 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
275 Bekanntmachung der Stadt Meppen; In-

krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 160 
der Stadt Meppen, Ortsteil Apeldorn, Bau-
gebiet: „Erweiterung Ostesch – Teil II“; Be-
schleunigtes Verfahren gemäß § 13b in Ver-
bindung mit § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Rat der Stadt Meppen hat in seiner Sitzung am 18.06.2020 
den Bebauungsplan Nr. 160 der Stadt Meppen, Ortsteil Apeldorn, 
Baugebiet: „Erweiterung Ostesch – Teil II“, nebst Begründung und 
den örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung (beschleunigtes 
Verfahren gemäß § 13b in Verbindung mit § 13a BauGB) gem.  
§ 1 Abs. 3 und § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung 
mit den §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) als Satzung beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 160 der 
Stadt Meppen, Ortsteil Apeldorn, Baugebiet: „Erweiterung Ost-
esch – Teil II“, ist im nachstehenden Übersichtsplan schwarz um-
randet dargestellt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 160 der Stadt Meppen, Ortsteil Apeldorn, 
Baugebiet: „Erweiterung Ostesch – Teil II“, nebst Begründung und 
örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung kann gemäß  
§ 10 Abs. 3 BauGB im Fachbereich Stadtplanung der Stadt Mep-
pen, Kirchstraße 2, Zimmer 105, 49716 Meppen, während der 
Dienststunden eingesehen werden. Mit dieser Bekanntmachung 
tritt der o. g. Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
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Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 BauGB bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214  
Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb 
eines Jahres seit dem Veröffentlichungsdatum dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Stadt Meppen geltend gemacht 
worden sind. Entsprechendes gilt für Fehler gemäß § 214 Abs. 2a 
BauGB. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, darzulegen. 
 
 Meppen, 29.06.2020 
 
STADT MEPPEN 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
276 Bekanntmachung der Stadt Meppen; Jah-

resabschluss der Technologiepark Meppen 
GmbH für das Geschäftsjahr 2019 

 
Die Gesellschafterversammlung der Technologiepark Meppen 
GmbH hat in ihrer Sitzung am 02.07.2020 den Jahresabschluss 
für das Geschäftsjahr 2019 festgestellt und der Geschäftsführung 
Entlastung erteilt. 
 
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresüberschuss 2019 auf 
das Jahr 2020 vorzutragen. 
 
Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Oldiges Wirtschaftsprüfung GmbH“ in Meppen 
gem. §§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rech-
nungsprüfungsamt. Es wurde mit Datum vom 20.02.2020 ein un-
eingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO. 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung 
öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen können bei der Stadt Meppen, Markt 43,  
49716 Meppen, Zimmer 101, eingesehen werden. 
 
 Meppen, 02.07.2020 
 

STADT MEPPEN 
 
Knurbein 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
277 1. Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Stadt Papenburg 
für das Haushaltsjahr 2020 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt Papenburg in der 
Sitzung am 26. März 2020 folgende Haushaltssatzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1  der ordentlichen Erträge auf  73.869.200,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 75.081.400,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf  0,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0,00 € 
 
2.  im Finanzhaushalt  
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 69.330.000,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 66.290.400,00 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 16.860.200,00 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 30.792.500,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 8.144.700,00 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 2.252.000,00 €. 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  94.334.900,00 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 99.334.900,00 € 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 7.605.700,00 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
8.605.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 6.000.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2020 wie folgt festgesetzt: 
 

1.  Grundsteuer 
 

1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A) 330 v. H.  
1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B)  345 v. H. 

 
2.  Gewerbesteuer 380 v. H. 

 
 Papenburg, 26.03.2020 
 

STADT PAPENBURG 
 
Bechtluft 
Bürgermeister 
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2.  Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2020 der Stadt  
Papenburg 

 
2.1  Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Papenburg für 

das Jahr 2020 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
2.2 Die nach § 120 Absatz 2 und § 119 Absatz 4 NKomVG er-

forderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Emsland 
am 25. Juni 2020 unter Aktenzeichen 202-He erteilt worden. 

 
2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 

vom 16. Juli bis zum 24. Juli 2020 im Rathaus der Stadt Pa-
penburg in Zimmer 27 zu folgenden Öffnungszeiten  
(Mo – Do: 8.30 – 12.00 Uhr und 14.00 – 16.00 Uhr sowie  
Fr: 8.30 – 12.30 Uhr) zur Einsichtnahme öffentlich aus. 

 
 Papenburg, 30.06.2020 
 
STADT PAPENBURG 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
278 Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Gemeinde Rast-
dorf für das Haushaltsjahr 2020 

 
Aufgrund des § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungs-
gesetz (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Rastdorf in der Sit-
zung am 23.04.2020 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
   
1.1. der ordentlichen Erträge auf 1.287.400 Euro 
1.2. der ordentlichen Aufwendungen auf 1.331.600 Euro 
 
1.3. der außerordentlichen Erträge 0 Euro 
1.4. der außerordentlichen Aufwendungen auf  0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
   
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 1.227.000 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 1.295.900 Euro 
 Saldo -68.900 Euro 
 
2.3. der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 1.137.000 Euro 
2.4. der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 1.283.800 Euro 
 Saldo -146.800 Euro 
 
2.5. der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 127.000 Euro 
2.6. der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit  40.200 Euro 
 Saldo 86.800 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

-  die Einzahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 2.491.000 Euro 
-  der Auszahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 2.619.900 Euro 
   Gesamtsaldo -128.900 Euro 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnamen (Kreditermächti-
gung) wird auf 127.000 Euro festgesetzt.  
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
368.400 Euro festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 204.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch eine 
besondere Hebesatzsatzung vom 01.11.2018 wie folgt festgesetzt 
worden: 
 

1. Grundsteuer 
 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A) 340 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 340 v. H. 
 

2. Gewerbesteuer 340 v. H. 
 

§ 6 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
sind im Sinne des § 117 Abs. 1 NKomVG unerheblich, wenn sie 
im Haushaltsjahr pro Buchungsstelle den Betrag von 4.000 EUR 
nicht übersteigen. Als unerheblich gelten in jedem Fall Aufwen-
dungen und Auszahlungen denen eine volle Kostenerstattung ge-
genübersteht. 
 
 Rastdorf, 23.04.2020 
 

GEMEINDE RASTDORF 
 
Moorkamp 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die gemäß § 120 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Genehmigung ist 
durch den Landkreis Emsland am 22.06.2020 – 202-15-2/10 –  
erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 
15.07.2020 bis 23.07.2020 zur Einsichtnahme nach vorheriger  
telefonischer Terminabsprache unter der Nummer 05951/201-48 
im Rathaus der Samtgemeinde Werlte, Zimmer 24, öffentlich aus.  
 
 Rastdorf, 29.06.2020 
 
GEMEINDE RASTDORF 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
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279 11. Änderung der Satzung der Gemeinde 
Rhede (Ems) über die Erhebung von Beiträ-
gen, Gebühren und Kostenerstattungen für 
die Abwasserbeseitigung (Abgabensat-
zung für die Abwasserbeseitigung) 

 
Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. Seite 576) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat 
der Gemeinde Rhede (Ems) in seiner Sitzung am 02.07.2020 fol-
gende 11. Änderung der Satzung der Gemeinde Rhede (Ems) 
über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattun-
gen für die Abwasserbeseitigung (Abgabensatzung für die Abwas-
serbeseitigung) vom 24.11.1994 beschlossen: 
 

Art. I 
 
§ 12 wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 12 
Gebührensätze 

 
(1) Die Abwassergebühr beträgt für jeden m3 Schmutzwasser 

2,40 €. Die Gebühr für das Niederschlagswasser wird durch 
eine gesonderte Gebührenordnung festgesetzt. 

 
(2) Je Meßeinrichtung (Wasserzähler, Zuzähler, Absetzzähler), 

welche für die Ermittlung der in die Schmutzwasserkanalisa-
tion eingeleiteten Abwassermenge zu berücksichtigen ist, 
wird eine jährliche Zählergrundgebühr von 10,00 € erhoben. 

 
Art. II 

 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.  
 
 Rhede (Ems), 02.07.2020 
 

GEMEINDE RHEDE (EMS) 
 
Willerding 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
280 Bekanntmachung; Bauleitplanung der Ge-

meinde Salzbergen Bebauungsplan Nr. 45 
„Ortsmitte, Teilplan F“, 8. Änderung 

 
Der Rat der Gemeinde Salzbergen hat in seiner Sitzung am 
24.06.2020 die 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 45 „Orts-
mitte, Teilplan F“ einschließlich Begründung und Anlagen gem.  
§ 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Übersichtsplan schwarz umrandet dargestellt. 
 
 
 
 

Der Beschluss wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan in Kraft.  
 
Der Bebauungsplan mit Begründung kann im Rathaus der Ge-
meinde Salzbergen, Fachbereich Gemeindeentwicklung, Bau & 
Ordnung, Zimmer 25, Franz-Schratz-Straße 12, 48499 Salzber-
gen, während der Dienststunden (Montag bis Freitag 08.30 Uhr  
– 12.00 Uhr, Dienstag 14.00 Uhr – 16.00 Uhr, Donnerstag  
14.00 Uhr – 18.00 Uhr) eingesehen werden. Jedermann kann 
über den Inhalt des Bebauungsplanes auch Auskunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 und Abs. 4 BauGB über die 
fristgemäße Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen für 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hin-
gewiesen. 
 
Gem. § 215 Abs.  2  BauGB wird außerdem darauf  hingewiesen, 
dass eine  Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeacht-
lich sind, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit dem 
Veröffentlichungsdatum dieser Bekanntmachung gegenüber der 
Gemeinde Salzbergen geltend gemacht werden. 
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
 Salzbergen, 10.07.2020 
 
GEMEINDE SALZBERGEN 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
281 1. Haushaltssatzung; Haushaltssatzung 

und Bekanntmachung der Haushaltssat-
zung der Gemeinde Sögel für das Haus-
haltsjahr 2020 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Sögel in der Sitzung am 
13.05.2020 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1  der ordentlichen Erträge auf   7.792.900 € 
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf 7.963.200 € 
 
1.3  der außerordentlichen Erträge       0 € 
1.4  der außerordentlichen Aufwendung auf      388.100 € 
 
2.  im Finanzhaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1  der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit  7.593.800 € 
2.2  der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit     7.725.300 € 
 
2.3  der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 2.724.100 € 
2.4  der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 3.372.400 € 
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2.5  der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 0 € 
2.6  der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit  424.300 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

-  der Einzahlungen des Finanzhaus- 
 haltes  10.317.900 € 
-  der Auszahlungen des Finanzhaus- 
 haltes  11.522.000 € 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.265.633 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch eine 
separate Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2020 wie folgt 
festgesetzt: 
 

1.  Grundsteuer 
 

1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A) 345 v. H. 
1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 365 v. H. 

 
2.  Gewerbesteuer 350 v. H. 

 
 Sögel, 13.05.2020 
 

GEMEINDE SÖGEL 
 
Wigbers 
Gemeindedirektor 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
wird öffentlich bekanntgemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG in der Zeit 
vom 16.07.2020 bis zum 24.07.2020 im Rathaus der Samtge-
meinde Sögel, Zimmer 37, zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
 Sögel, 02.07.2020 
 
GEMEINDE SÖGEL 
Der Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

282 Bekanntmachung der Samtgemeinde Sögel 
über die Erste Eröffnungsbilanz zum 
01.01.2012 nach dem Neuen Kommunalen 
Rechnungswesen 

 
Der Rat der Samtgemeinde Sögel hat in seiner Sitzung am 
02.07.2020 die Erste Eröffnungsbilanz zum 01.01.2012 nach dem 
Neuen Kommunalen Rechnungswesen gemäß Artikel 6, Absatz 8 
des Gesetzes zur Neuordnung des Gemeindehaushaltsrechts 
und zur Änderung gemeindewirtschaftlicher Vorschriften  
(GemHausRNeuOG) beschlossen. 
 
Auf Grund der §§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes liegen die Erste Eröff-
nungsbilanz nebst Anhängen und Anlagen zu den Anhängen so-
wie der Bericht des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises 
Emsland in der Zeit vom 20.07.2020 bis 31.07.2020 während der 
Dienststunden im Rathaus der Samtgemeinde Sögel,  
Zimmer 138, Ludmillenhof in 49751 Sögel, während der Öffnungs-
zeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
 Sögel, 03.07.2020 
 

SAMTGEMEINDE SÖGEL 
 
Wigbers 
Samtgemeindebürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
283 Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Gemeinde Sur-
wold für das Haushaltsjahr 2020 

 
1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Surwold in seiner Sit-
zung am 26.02.2020 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2020 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 5.426.300,00 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 5.677.200,00 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 350.000 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  

      0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 5.158.600,00 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 5.263.600,00 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 3.352.500,00 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 3.997.200,00 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 472.400 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit     104.000 Euro 
 
festgesetzt.  
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Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

-  der Einzahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 8.983.500 Euro 
-  der Auszahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 9.364.800 Euro 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 472.400 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 400.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuerhebesätze für die Realsteuern sind durch die beschlos-
sene Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2020 wie folgt fest-
gesetzt worden: 
 

1.  Grundsteuer 
 

a)  für die land- forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A) 350 v. H. 
b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v. H. 

 
2.  Gewerbesteuer 350 v. H. 

 
 Surwold, 26.02.2020 
 

GEMEINDE SURWOLD 
 
Andrea Schmidt 
Bürgermeisterin 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
wird öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die nach § 120 Abs. 2 und § 119 Abs. 4 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Geneh-
migung hinsichtlich des § 2 ist durch den Landkreis Emsland am 
24.06.2020 – 202-15 - 2/10 – erteilt worden.  
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG im 
Anschluss an diese öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (außer samstags) in der Zeit vom 20. 07.2020 bis 
28.07.2020 im Rathaus der Gemeinde Surwold, Hauptstr. 87 in 
26903 Surwold, zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
 Surwold, 06.07.2020 
 
GEMEINDE SURWOLD 
Die Bürgermeisterin 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

284 Bekanntmachung der Gemeinde Surwold; 
Aufstellung der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr.: 2a im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 a Baugesetzbuch 
(BauGB); hier: Bekanntmachung gemäß  
§ 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Rat der Gemeinde Surwold hat am 08.07.2020 die 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr.: 2a sowie die Begründung als Sat-
zung beschlossen. Mit der Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Amtsblatt des Landkreises Emsland wird die 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr.: 2a wirksam. Der Geltungsbereich 
ist im nachstehenden Übersichtsplan schwarz umrandet darge-
stellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan nebst Begründung kann gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB zu jedermanns Einsicht im Rathaus der Gemeinde Sur-
wold, Hauptstraße 87, Zimmer 4, während der Dienststunden ein-
gesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt des Bebau-
ungsplanes auch Auskunft verlangen.  
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.: 2a ist ergänzend auch 
im Internet unter der Adresse www.sg-nordhuemmling.de unter 
der Rubrik Bauleitpläne/Bebauungspläne (rechtskräftig) verfügbar 
sowie zusätzlich über das Internetportal des Landes Niedersach-
sen über den Link http://uvp.niedersachsen.de abrufbar.  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen bei nicht fristgerechter Geltendmachung 
wird hingewiesen.  
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Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
sowie § 214 Abs. 2a BauGB bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach  
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel der Abwägung 
dann unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung dieses Bebauungsplanes schriftlich gegenüber 
der Gemeinde Surwold unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
  
 Surwold, 09.07.2020 
 
GEMEINDE SURWOLD 
Die Bürgermeisterin 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
285 Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Samtgemeinde 
Werlte für das Haushaltsjahr 2020 

 
Aufgrund des § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungs-
gesetz (NKomVG) hat der Rat der Samtgemeinde Werlte in der 
Sitzung am 24.03.2020 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
   
1.1. der ordentlichen Erträge auf 11.112.700 Euro 
1.2. der ordentlichen Aufwendungen auf  12.341.400 Euro 
 
1.3. der außerordentlichen Erträge 0 Euro 
1.4. der außerordentlichen Aufwendungen auf  0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
   
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 10.650.700 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 10.720.100 Euro 
 Saldo -69.400 Euro 
 
2.3. der Einzahlungen für Investitions- 
 tätikeit 873.300 Euro 
2.4. der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 6.787.200 Euro 
 Saldo -5.913.900 Euro 
 
2.5. der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 5.912.600 Euro 
2.6. der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 771.900 Euro 
 Saldo 5.140.700 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag   

-  die Einzahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 17.436.600 Euro 
-  der Auszahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 18.279.200 Euro 
 Gesamtsaldo -842.600 Euro 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnamen (Kreditermächti-
gung) wird auf 5.912.600 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.775.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Umlagesatz für die Samtgemeindeumlage wird für das Haus-
haltsjahr 2020 wie folgt festgesetzt: 28 % von den Steuerkraftzah-
len der Grundsteuer A, der Grundsteuer B, der Gewerbesteuer, 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer und des Gemein-
deanteils an der Umsatzsteuer. 
 

§ 6 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
sind im Sinne des § 117 Abs. 1 NKomVG unerheblich, wenn sie 
im Haushaltsjahr pro Buchungsstelle den Betrag von 10.000 EUR 
nicht übersteigen. Als unerheblich gelten in jedem Fall Aufwen-
dungen und Auszahlungen denen eine volle Kostenerstattung ge-
genübersteht. 
 
 Werlte, 24.03.2020 
 

SAMTGEMEINDE WERLTE 
 
Kewe 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die gemäß § 120 Abs. 2 des Nieders. Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) sowie gemäß § 15 Abs. 6 des Niedersäch- 
sischen Gesetzes über den Finanzausgleich in Verbindung mit  
§ 111 Abs. 3 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den 
Landkreis Emsland am 22.06.2020 – 202-15-2/10 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 
15.07.2020 bis 23.07.2020 zur Einsichtnahme nach vorheriger te-
lefonischer Terminabsprache unter der Nummer 05951/201-48 im 
Rathaus der Samtgemeinde Werlte, Zimmer 24, öffentlich aus.  
 
 Werlte, 30.06.2020 
 
SAMTGEMEINDE WERLTE 
Der Samtgemeindebürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
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C. Sonstige Bekanntmachungen 
 
286 Jahresrechnung des Zweckverbandes 

Volkshochschule Meppen für das Wirt-
schaftsjahr 2019 

 
Die Jahresrechnung des Wirtschaftsjahres 2019 wurde gem. § 14 
der Verbandsordnung des Zweckverbandes Volkshochschule  
Meppen in Verbindung mit den §§ 157 und 158 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) im Einver-
nehmen mit dem Rechnungsprüfungsamt der Stadt Meppen durch 
die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft „Gehring & Kollegen“ geprüft. 
 
Die Überprüfung durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat zu 
keinen Einwendungen geführt. Die ordnungsgemäße Geschäfts-
führung im Wirtschaftsjahr 2019 wurde festgestellt. 
 
Es wird beschlossen: 
 
Die Verbandsversammlung schließt sich den Ausführungen und 
Empfehlungen der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft an und be-
schließt die Jahresrechnung des Wirtschaftsjahres 2019. 
 
Gleichzeitig wird der Geschäftsführung des Zweckverbandes 
Volkshochschule Meppen für das Wirtschaftsjahr 2019 gem.  
§ 6 Abs. 3 Buchstabe b) der Verbandsordnung des Zweckverban-
des Volkshochschule Meppen in Verbindung mit § 129 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) die 
Entlastung erteilt. 
 
Die Jahresrechnung soll im Anschluss an die öffentliche Bekannt-
machung an 7 Tagen im „Freiherr-vom-Stein-Haus“, Freiherr-
vom-Stein-Str. 1, Zimmer 27, montags bis freitags von 08:00 Uhr 
bis 12:30 Uhr, donnerstags nachmittags von 14:30 Uhr bis  
17:30 Uhr, öffentlich ausgelegt werden. 
 
 Meppen, 06.07.2020 
 
ZWECKVERBAND  
VOLKSHOCHSCHULE MEPPEN 
Der VHS-Direktor 
 

-------------------------------------------------- 
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1 Anlage zu § 4 Gebührentarif zur Satzung der Stadt Haselünne über die Erhebung von Gebühren für Dienst- und Sachleistungen der Feuer-
wehr außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben (Lfd. Nr.: 264, Seite 230) 

 
 

Ziffer Gebührentatbestände  
Gebühr 

je Stunde 

1. Personaleinsatz  

1.1 Feuerwehrtechnisches Personal je Person 55,00 € 

2. Einsatz von Fahrzeugen (ohne Personal)  

2.1 Tanklöschfahrzeuge (TLF)  

2.1.1 TLF 16/25 280,00 € 

2.1.2 TLF 8 W 350,00 € 

2.2 Hilfsleistungslöschgruppenfahrzeug (HLF 20/16) 500,00 € 

2.3 Einsatzleitwagen (ELW) 500,00 € 

2.4 Hubrettungsfahrzeug (HRB 32) 1.200,00 € 

2.5 Sonstige Fahrzeuge  

2.5.1 Mannschaftstransportwagen (MTW) 450,00 € 

2.5.2 Boot mit Anhänger 250,00 € 

2.5.3 Tauchanhänger 250,00 € 

2.5.4 Mehrzweckanhänger 500,00 € 

2.5.5 Drohne 240,00 € 

2.6. Pauschalen   

2.6.1 Fehlalarm durch Brandmeldeanlagen 980,00 € 

2.6.2 Böswilliger Fehlalarm 980,00 € 

2.6.3 Türöffnung 300,00 € 

2.7 Kostenersätze  

2.7.1 Reinigung und Prüfung Atemschutzgerät 55,00 € 

2.7.2 Reinigung und Prüfung Tauchgerät 55,00 € 

2.7.3 Reinigung und Prüfung Chemieschutzanzug 110,00 € 

2.7.4 Einsatzkleidung pro Person 25,00 € 

2.7.5 Verbrauchsmaterial nach Aufwand 

2.7.6 Einsatz und Entsorgung von Ölbindemittel/Sonderlöschmittel nach Aufwand 

 
 


